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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1992 Ausgegeben am 11. September 1992 197. Stück

5 7 2 . Verordnung: Studienförderung für Studierende an Konservatorien
5 7 3 . Verordnung: Gewährung von Studienbeihilfe an Kandidaten für die Studienberechtigungsprüfung

572. Verordnung des Bundesministers für Unterricht und Kunst über die Studienförderung für
Studierende an Konservatorien

Auf Grund der §§ 5 Abs. 2, 24 und 37 Abs. 3 des Studienförderungsgesetzes 1992, BGBl. Nr. 305, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen und hinsichtlich des § 37 Abs. 3 StudFG auch im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft und Forschung verordnet:

§ 1. Für das Studienjahr 1992/93 wird festgestellt, daß die im folgenden angeführten
Hauptstudiengänge an Konservatorien die Voraussetzungen des § 5 Abs. 2 StudFG erfüllen. Der Umfang
des Nachweises des günstigen Studienerfolges gemäß § 24 StudFG wird wie folgt festgelegt:

1. Joseph Haydn-Konservatorium des Landes Burgenland
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2. Kärntner Landeskonservatorium in Klagenfurt

3. Josef Matthias Hauer-Konservatorium der Stadt Wr. Neustadt
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4. Bruckner-Konservatorium des Landes Oberösterreich in Linz
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5. Konservatorium des Landes Tirol
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6. Landeskonservatorium für Vorarlberg
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7. Konservatorium der Stadt Wien



197. Stück — Ausgegeben am 11. September 1992 — Nr. 572 2699

8. Franz Schubert-Konservatorium für Musik und darstellende Kunst in Wien
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9. Prayner-Konservatorium für Musik und Dramatische Kunst

§ 2. Die Aufgaben der Senate der Studienbeihilfenbehörde für die Konservatorien
1. mit Sitz in den Bundesländern Oberösterreich, Salzburg, Tirol und Vorarlberg werden dem Senat

der Studienbeihilfenbehörde an der Hochschule für Musik und darstellende Kunst „Mozarteum" in
Salzburg,-

2. mit Sitz in den Bundesländern Burgenland, Niederösterreich und Wien werden dem Senat der
Studienbeihilfenbehörde an der Hochschule für Musik und darstellende Kunst in Wien,

3. mit Sitz in den Bundesländern Steiermark und Kärnten dem Senat der Studienbeihilfenbehörde an
der Hochschule für Musik und darstellende Kunst in Graz

zugewiesen.
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§ 3. Für Anträge auf Studienbeihilfe aus dem Studienjahr 1991/92 ist weiterhin die Verordnung BGBl.
Nr. 497/1991 anzuwenden.

§ 4. Diese Verordnung tritt mit 15. September 1992 in Kraft und mit Ablauf des 31. August 1993 außer
Kraft.

Scholten

573. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung über die Gewäh-
rung von Studienbeihilfe an Kandidaten für die

Studienberechtigungsprüfung

Gemäß § 5 Abs. 1 des Studienförderungsgesetzes
1992 (StudFG), BGBl. Nr. 305, wird im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen verord-
net:

§ 1. (1) Personen, die nach dem Studienberechti-
gungsgesetz, BGBl. Nr. 192/1985, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 624/1991, zur
Studienberechtigungsprüfung zugelassen wurden,
werden ordentlichen Hörern hinsichtlich des
Anspruchs auf Studienbeihilfe nach dem Studien-
förderungsgesetz gleichgestellt.

(2) Die Gleichstellung erfolgt lediglich zur
erstmaligen Erlangung der Studienberechtigung für
ein ordentliches Studium. Die Wahl des Studiums
steht dem Bewerber frei.

(3) Als erstes Semester der Gleichstellung gilt
frühestens das Semester, in dem der Bewerber zur
Studienberechtigungsprüfung zugelassen wurde,
und spätestens das auf die Zulassung nächstfolgende
Semester. Die Wahl steht dem Bewerber frei.

§ 2. Die Dauer der Gleichstellung und damit auch
die Anspruchsdauer auf Studienbeihilfe beträgt ein
Semester, sofern nicht mehr als zwei Prüfungsfächer
zu absolvieren sind, sonst höchstens zwei Semester.

§ 3. (1) Ein günstiger Studienerfolg als Voraus-
setzung für einen allfälligen weiteren Anspruch auf
Studienbeihilfe liegt vor, wenn die Studienberechti-
gungsprüfung erfolgreich abgelegt wurde.

(2) Zum Ausschluß der Rückzahlungsverpflich-
tung gemäß § 51 Abs. 1 Z 4 StudFG sind innerhalb
der Antragsfrist (§ 39 Abs. 2 StudFG) des Semesters
nach Ablauf der Gleichstellung Nachweise über die
erfolgreiche Ablegung wenigstens der Hälfte der zu
absolvierenden Prüfungsfächer der Studienberechti-
gungsprüfung vorzulegen.

§ 4. (1) Der Anspruch auf Studienbeihilfe nach
dieser Verordnung erlischt mit Ende der Gleichstel-
lung.

(2) Wird jedoch in dem auf die Ablegung der
Studienberechtigungsprüfung folgenden Semester
kein ordentliches Studium aufgenommen, erlischt
der Anspruch auf Studienbeihilfe nach dieser
Verordnung bereits mit Ende des Monats, in dem
das letzte Prüfungsfach der Studienberechtigungs-
prüfung absolviert wurde.

§ 5. Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die
Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft
und Forschung über die Gewährung von Studien-
beihilfe an Kandidaten für die Studienberechti-
gungsprüfung, BGBl. Nr. 528/1986, in der Fassung
der Verordnung BGBl. Nr. 213/1990 außer Kraft.

Busek
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